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§39
(1) Die Begründung eines Arbeitsrechtsverhältnisses durch 

Arbeitsvertrag mit Jugendlichen ist zulässig, wenn diese bei 
Aufnahme der Tätigkeit das 16. Lebensjahr vollendet und ihre 
Pflicht zum Besuch der zehnklassigen allgemeinbildenden 
polytechnischen Oberschule erfüllt haben. Mit Jugendlichen, 
die das 14. Lebensjahr vollendet haben und aus den verschie­
densten Ursachen nach Entscheidung durch den Direktor vor­
zeitig die zehnklassige allgemeinbildende polytechnische Ober­
schule verlassen, können Arbeitsrechtsverhältnisse durch 
Arbeitsvertrag begründet werden.

(2) Mit Schülern, die das 14. Lebensjahr vollendet haben, 
können zur Ausübung einer freiwilligen, produktiven Tätig­
keit während eines Teils der Ferien Arbeitsrechtsverhältnisse 
begründet werden. Die zulässigen Tätigkeiten und besondere 
Schutzvorschriften "werden in Rechtsvorschriften festgelegt.

Inhalt and Abschluß des Arbeitsvertrages 

§40
(1) Im Arbeitsvertrag sind die Arbeitsaufgabe, der Arbeits­

ort und der Tag der Arbeitsaufnahme zu vereinbaren (not­
wendiger Vertragsinhalt). Weitere Vereinbarungen können im 
Rahmen der arbeitsrechtlichen Bestimmungen getroffen wer­
den. ’ .

(2) Als Arbeitsort soll der Betrieb und bei Betrieben mit 
mehreren örtlich getrennten Betriebsteilen der Betriebsteil, 
in dem der Werktätige seine Arbeitsaufgabe zu erfüllen hat, 
vereinbart werden. Die Vereinbarung mehrerer örtlich ge­
trennter Betriebsteile bzw. territorialer Bereiche als Arbeits­
ort kann erfolgen, wenn es die Erfüllung der vereinbarten 
Arbeitsaufgabe erfordert.

§41

(1) Der Arbeitsvertrag kommt durch übereinstimmende 
Willenserklärungen des Werktätigen und des Betriebes über 
den notwendigen Vertragsinhalt zustande. Sollen im Arbeits­
vertrag weitere Vereinbarungen getroffen werden, muß sich 
die Willensübereinstimmung auch auf diese beziehen.
■ (2) Willensübereinstimmung liegt vor, wenn die vom Werk­

tätigen bzw. Betrieb abgegebene Erklärung vom anderen 
Partner sofort oder in der festgelegten Frist ohne Einschrän­
kung und Zusätze angenommen wird. Wird ein angebotener 
Vertragsabschluß mit Einschränkungen oder Zusätzen oder 
verspätet angenommen, liegt Willensübereinstimmung vor, 
wenn der andere Partner damit einverstanden ist.

(3) Arbeitsverträge mit Jugendlichen bis zur Vollendung 
des 18. Lebensjahres bedürfen der vorherigen schriftlichen 
Zustimmung der Erziehungsberechtigten.

§ 42
Der Betrieb ist verpflichtet, die mit dem Werktätigen ge­

troffenen Vereinbarungen in einen schriftlichen Arbeitsver­
trag aufzunehmen. Außerdem sind im schriftlichen Vertrag 
mindestens die für die vereinbarte Arbeitsaufgabe zutref­
fende Lohn- oder Gehaltsgruppe und die Dauer des Erho­
lungsurlaubs anzugeben. Der Vertrag ist dem Werktätigen 
unverzüglich, spätestens am Tage der’ Arbeitsaufnahme, aus­
zuhändigen.

§43
(1) Der Werktätige ist durch den Betrieb vor Abschluß des 

Arbeitsvertrages über die Rechte und Pflichten aus dem Ar­
beitsrechtsverhältnis, insbesondere über den Inhalt der Ar­
beitsaufgabe, die zutreffende Lohn- oder Gehaltsgruppe und 
Lohnform, die Arbeitszeit und den Erholungsurlaub, zu infor­
mieren.

(2) Der Betrieb hat die zuständige betriebliche Gewerk­
schaftsleitung vom beabsichtigten Abschluß eines Arbeitsver­
trages zu verständigen. Vertreter der betrieblichen Gewerk­
schaftsleitung bzw. der Vertrauensmann sind berechtigt, am
Einstellungsgespräch teilzunehmen.✓

Rechtsfolgen bei Mängeln des Arbeitsvertrages

§ 44

(1) Der Arbeitsvertrag muß den arbeitsrechtlichen Bestim­
mungen entsprechen. Werden im Arbeitsvertrag davon ab­
weichende Vereinbarungen oder Festlegungen getroffen, sind 
sie unwirksam. An ihre Stelle treten die Rechte und Pflichten 
entsprechend den zutreffenden arbeitsrechtlichen Bestimmun­
gen.

(2) Hat der Betrieb dem Werktätigen beim Abschluß des 
Arbeitsvertrages eine höhere als die rechtlich zulässige Lohn­
oder Gehaltsgruppe zugesagt, ist er verpflichtet, dem Werk­
tätigen unverzüglich eine zumutbare andere Arbeit anzubie­
ten, die der zugesagten Lohn- oder Gehaltsgruppe entspricht. 
Soweit erforderlich, sind dem Werktätigen Qualifizierungs­
maßnahmen vorzuschlagen. Der Betrieb ist verpflichtet, dem 
Werktätigen bis zur Übernahme der anderen Arbeit die Dif­
ferenz zwischen der rechtlich zulässigen und der zugesagten 
Lohn- oder Gehaltsgruppe zu zahlen. Lehnt der Werktätige 
die Übernahme der anderen Arbeit oder erforderliche Quali­
fizierungsmaßnahmen aB, besteht dieser Anspruch nicht.

(3) Betriebsleiter und leitende Mitarbeiter sind für rechts­
widrige Lohnfestlegungen nach den Bestimmungen der §§ 260 
bis 266 materiell verantwortlich zu machen.

§45

Ist im Arbeitsvertrag eine Arbeitsaufgabe vereinbart, die 
der Werktätige auf Grund von Rechtsvorschriften bzw. einer 
gerichtlichen Entscheidung nicht ausüben oder mit der ihn der 
Betrieb entsprechend den Rechtsvorschriften nicht beschäfti­
gen darf, schließt ein nichtbefugter Mitarbeiter des Betriebes 
einen Arbeitsvertrag ab oder fehlt die zum Abschluß des Ver­
trages in Rechtsvorschriften geforderte Zustimmung, ist der 
Mangel zu beseitigen. Kann das nicht erfolgen, ist der Arbeits­
vertrag nach den Bestimmungen der §§ 51 bis 55 und 57 bis 59 
aufzulösen.

§46

Einzelvertrag

(1) Mit Angehörigen der Intelligenz können in Anerken­
nung ständiger hervorragender Leistungen bei der weiteren 
Gestaltung der entwickelten sozialistischen Gesellschaft im 
Arbeitsvertrag besondere Rechte und Pflichten vereinbart 
werden (Einzelvertrag). Der Einzelvertrag bedarf der Zustim­
mung des zuständigen zentralen Staatsorgans.

(2) Einzelheiten zum Abschluß von Einzelverträgen werden 
in Rechtsvorschriften geregelt.

Befristeter Arbeitsvertrag

§47

(1) Der Arbeitsvertrag kann befristet abgeschlossen wer­
den

a) bis zur Dauer von 6 Monaten, wenn für den Betrieb zeit­
weilig ein höherer Arbeitskräftebedarf besteht,

b) für die erforderliche Zeit, wenn Aushilfskräfte für 
Werktätige eingestellt werden, die von der Arbeit frei­
gestellt sind.


